
Der Andenpakt der CDU lebt – und wie
VONHAGEN STRAUSS

BERLINEinst schworen einander die
Männer dieser Polit-Loge Loyalität
und Unterstützung. Das war Ende
der70er-Jahre.Undauchheutenoch
umwehtdenNamenetwasGeheim-
nisvolles, etwas Mächtiges; nennt
man ihn, setzen viele in der CDU
einen ehrfürchtigen Blick auf: An-
denpakt. Aufgelöst ist er nicht, auch
wenn die meisten seiner Mitglieder
GlanzundGloria frühererÄmterver-
loren haben. Der Andenpakt lebt.
Undman reist wieder.

Das sagenumwobene Bündnis
schlossen karrierebewusste Jung-
unionistenwährendeinerBildungs-
reisederKonrad-Adenauer-Stiftung.
Es basierte auf dem Prinzip, dass
Mitglieder weder gegeneinander
kandidieren noch in der Öffentlich-
keit übereinander schlecht reden
sollten. Das hielt man weitgehend
durch. Der Pakt wurde angeblich
bei einer Flasche zollfreienWhiskys
derMarkeChivasRegal beschlossen
– 1979 auf einem Nachtflug hoch
über den Anden.Viele aus dem An-
denpakt brachten es zu was: Zum

Beispiel wurde Volker Bouffier hes-
sischer Ministerpräsident genauso
wie Roland Koch, Franz Josef Jung
wurde Verteidigungsminister, Peter
Müller Ministerpräsident im Saar-
land und Verfassungsrichter, Gün-
ther Oettinger Ministerpräsident in
Baden-Württemberg und EU-Kom-
missar in Brüssel, Matthias Wiss-
mannVerkehrsministerundChefdes
Verbands der Automobilindustrie,
Christian Wulff Ministerpräsident
inNiedersachsenundsogarBundes-
präsident.Während sie alle inpoliti-
scher Rente sind, ist einer, der Jahre

später als Mitglied aufgenommen
wurde, wieder ziemlich aktiv: Fried-
rich Merz. Er ist Parteivorsitzender
und Fraktionschef der Union.
Lange Jahre wusste niemand

von der Existenz des Pakts, bis der
„Spiegel“ 2003 darüber berichtete.
Dass man die Geschicke der CDU
nicht nur imHintergrund bestimmt
hat, steht außer Frage. Dem Anden-
paktwird abernachgesagt, Edmund
Stoiber den Weg zur Kanzlerkandi-
datur 2002 geebnet zu haben. Auch
heißt es, er habe versucht, Angela
Merkel zu verhindern. Gleichwohl

setzte sie sich gegen alle Männer in
der Partei durch. Zwischenzeitlich
wurde immermalwieder bekundet,
der Pakt sei aufgelöst.
Doch inWahrheit fährtmanregel-

mäßig gemeinsam ins Ausland oder
trifft sich in Berlin zu „politischen
Gesprächen“, wie es heißt. Jetzt
soll nach Informationen unserer
Redaktion wieder eine Gruppen-
reise geplant sein. Zwischen dem
CDU-Parteitag Anfang Mai und der
Europawahl am9. Juniwird es dem-
nach in die rumänische Hauptstadt
Bukarestgehen,wiegutunterrichte-

te Kreise bestätigen. Angeblich soll
aucheinTreffenmit Staatspräsident
Klaus Johannis inVorbereitung sein
sowieeinBesuchderdeutschenBot-
schaft. In den Jahren zuvorwarman
demnach schon in Rom und Prag.
Es heißt, „fast geschlossen“ wür-

den die Mitglieder des Andenpakts
fahren, zumTeilmit ihrenEhefrauen.
Auch FriedrichMerz soll dabei sein.
Bekanntermaßen hat der Sauerlän-
der noch einiges vor mit der CDU.
Und womöglich auch persönlich,
Stichwort: K-Frage. Da kann etwas
Pakt-Hilfe nicht schaden.

VON CLAUDIA HAUSER

DÜSSELDORF In derNacht des 1. Ap-
ril 1991, es ist Ostermontag, brennt
noch Licht im ersten Stock derVilla
„Haus Maximilian“ in Düsseldorf-
Niederkassel. Detlev Rohwedder
ist in seinemArbeitszimmer, als ein
Projektil ein Fenster durchschlägt
und den Präsidenten der Berliner
Treuhandanstalt von hinten in den
Rücken trifft. Rohwedder stirbt.
Durch einen weiteren Schuss aus
einem Gewehr wird auch seine
Ehefrau Hergard am Arm verletzt,
sie war vom Lärm aufgeschreckt
herbeigeeilt. Ein drittes Projektil
trifft ein Bücherregal.
Rohwedder, damals 58 Jahre alt,

gilt als letztes Mordopfer der Rote-
Armee-Fraktion (RAF). Noch in der
Tatnacht entdeckten die Ermittler
60 Meter entfernt von Rohwedders
Haus in einem Schrebergarten ein
BekennerschreibenderTerrorgrup-
pe – es lag neben einem Camping-
stuhl, einemFernglas, einemHand-
tuchunddrei Patronenhülsen. Zehn
vonmehr als 30 RAF-Mordanschlä-
gen sollen auf das Konto der soge-
nannten dritten Generation gehen,
darunter auch das Attentat auf den
Treuhandchef. Wer Rohwedder er-
schossen hat, ist aber auch 33 Jahre
nach der Tat ungeklärt.
Nach der Festnahme der frühe-

ren RAF-Terroristin Daniela Klette
am 27. Februar in Berlin und an-
gesichts der aktuellen Fahndung
nach ihren Komplizen Ernst-Volker
Staub und Burkhard Garweg rückt
die dritte Generation der Linkster-
roristen (1982–1998) noch einmal
in den Blick der Öffentlichkeit. Und
damit die Hoffnung, dass vielleicht
doch noch einmal Bewegung in die
früheren Ermittlungen kommt. Bis
heute konnten die meisten Taten
nicht vollständig aufgeklärtwerden.
Der inzwischen65-jährigenDaniela
Klette werden unter anderemmeh-
rere Sprengstoff-Attentate vorge-
worfen. Sie soll dabei gewesen sein,
als die RAF 1991 Hunderte Schüsse
auf dieUS-Botschaft inBonnabfeu-
erte. Auch an der Sprengung eines

Gefängnisneubaus im hessischen
Weiterstadt mit Millionenschaden
soll sie beteiligt gewesen sein. Mit
StaubundGarweg soll sie außerdem
nach ihrer RAF-Zeit Raubüberfälle
auf Geldtransporter und Super-
märkte verübt haben. Weil sie bei
den Überfällen geschossen haben,
wird ihnen auch versuchter Mord
vorgeworfen.
Zu den gezielten Mordanschlä-

gen der dritten Generation gehört
auch der Bombenanschlag auf den
Vorstandssprecher der Deutschen

Bank, Alfred Herrhausen, in Bad
Homburg. Der Manager verlässt
amMorgen des 30. November 1989
sein Haus in einer gepanzerten Li-
mousine. Begleitet vonSicherheits-
leuten in zweiweiterenLimousinen
bewegt sich derTross genFrankfurt
am Main. Plötzlich ertönt ein lau-
ter Knall. Mehrere Kilo Sprengstoff,
deponiert auf einemKinderfahrrad,
gehen in die Luft. Die Bombe trifft
den damals 59 Jahre alten
Herrhausen, derhinten im
Auto sitzt. Sein Fahrer
wird durch Glas- und
Metallsplitter schwer
verletzt. Augenzeu-
gen erleiden Schocks.
Wenig später bekennt
sich das „Kommando
Wolfgang Beer“ der RAF
zu dem Attentat. Zehn
Jahre später gibt es zwar
eine Festnahme:Die Er-
mittlungen gegen And-
rea Klump müssen aus Mangel an
Beweisen aber eingestellt werden.
Am 9. Juli 1986 tötet eine Bombe

derRAFdenSiemens-ManagerKarl
Heinz Beckurts und dessen Fahrer
Eckhard Groppler in der Nähe von
München. Beckurts, 56, war Atom-
physikerundhatte sich fürdie fried-
liche Nutzung von Atomenergie
ausgesprochen.Auch indiesemFall

wurden die Täter nie ermittelt. Be-
ckurts hinterließ wie Groppler eine
Frau und drei Kinder. Anschläge
auf den Finanzstaatssekretär Hans
Tietmeyer im Jahr 1988 und 1990
auf den Staatssekretär im Bundes-
innenministerium Hans Neusel
scheiterten.
Zehn Jahre nach der Ermordung

vonDetlevRohwedder landetendie
Ermittler einen Treffer: Ein einzel-

nes Haar, das 1991 an dem
Handtuch im Schreber-
garten gesichert wor-
den war, konnte durch
eine DNA-Analyse
dem RAF-Mitglied
WolfgangGramszuge-
ordnetwerden.Welche
Rolle er bei dem Atten-
tat spielte, konnte aber
nie geklärt werden:
Grams war längst tot.
Er war 1993 bei einem
GSG-9-Einsatz inMeck-

lenburg erschossen worden.
HergardRohwedder, die FrauDet-

lev Rohwedders, starb imMai 2019
imAlter von85 Jahren inDüsseldorf.
Die Juristin, ihre beiden Kinder,
aber auch all die anderen Ange-
hörigen vieler RAF-Opfer mussten
und müssen damit leben, dass die
Ermordung ihrer Liebsten bislang
ungesühnt bleibt. (mit dpa)

Noch immer
nicht gelöst
Daniela Klettes Festnahme rückt die dritte
RAF-Generation wieder in den Fokus.
Viele ihrer Verbrechen sind nicht aufgeklärt
– wie der Mord an Detlev Rohwedder.

AnonymitätDie dritte RAF-Ge-
neration war schwer einzugren-
zen. Die Kommando-Ebene war
namentlich kaum bekannt.

Anzahl Fünf Personen sollen den
Kern gebildet haben, bis zu 20
weitere das Umfeld.

Die dritteGeneration
derRAF

INFO
Dieses Fahndungsfoto
soll Burkhard Garweg
zeigen. FOTO: LKA/AFP

Mehrheit für Bezahlkarte
und Arbeitspflicht

MELDUNGEN

BERLIN (kna) Laut einerUmfrage für
die „Bild am Sonntag“ ist eine gro-
ßeMehrheit derDeutschen für eine
Arbeitspflicht fürAsylbewerberund
fürdiebundesweiteEinführungder
Bezahlkarte. In einer Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts Insa
unter 1002 Personen antworteten
demnach82Prozentmit„Ja“ auf die
Frage „Sollten Asylbewerber Ihrer
MeinungnachvondenKommunen
(gegengeringfügigeBezahlung) zur
Arbeit verpflichtet werden?“ Zehn
Prozent waren dagegen. Für eine
Bezahlkarte sprachen sich der Um-
frage zufolge 77 Prozent der Befrag-
ten aus.

Mehr als 60.000
ausländische Mediziner

BERLIN/ESSEN (epd) Die Zahl der
ausländischen Ärztinnen und Ärzte
ist imvergangenenJahraufeinneues
Rekordniveaugestiegen.WiedieZei-
tungen der Essener Funke-Medien-
gruppe unter Berufung auf die Ärz-
testatistik der Bundesärztekammer
berichten,arbeiteten inDeutschland
zumStichtag31.Dezember2023 ins-
gesamt63.763Medizinerohnedeut-
schenPass.WiedieZeitungenweiter
berichteten, hat sich die Zahl der
ausländischen Ärztinnen und Ärzte
damit in den vergangenendrei Jahr-
zehntenmehralsversechsfacht: 1993
gabeshierzulandenochrund10.000
ausländischeMediziner.

Ärger um TV-Duell
von Voigt und Höcke

ERFURT (dpa) Die Ankündigung
eines Fernsehduells zwischen den
Thüringer Spitzenkandidaten der
CDU und der AfD, Mario Voigt und
BjörnHöcke, hat scharfe Kritik aus-
gelöst. Innenminister Georg Maier
(SPD) und Linke-Landesvorsitzen-
der Christian Schaft fordertenVoigt
amWochenendeauf, das für den11.
April – denTagderBefreiungderNS-
Konzentrationslager Buchenwald
und Mittelbau Dora – auf einem
Nachrichtensender geplante Duell
abzusagen. DieThüringer CDUbe-
stätigte auf Nachfrage lediglich den
Termin und verwies ansonsten auf
den ausrichtenden Sender.

Blick auf das Rohwedder-Haus im April 1991.
FOTO: HARTMUT REEH/DPA | BEARBEITUNG: RP

Fundamentalisten gewinnen
Parlamentswahl im Iran
TEHERAN (dpa) Bei der Parlaments-
wahl im Iran führt in der Haupt-
stadt wie erwartet ein Bündnis erz-
konservativer Kandidaten. Ersten
Ergebnissen zufolge konnte die
Liste der „Treuhänder“ mit dem
schiitischen Gelehrten Hamid Ras-
sai an der Spitze in Teheran 18 von
30 Sitzen gewinnen, wie Staatsme-
dien am Sonntag berichteten. Der
amtierende Parlamentspräsident
Mohammed Bagher Ghalibaf, der
für die konservative Liste der ein-
flussreichen „Stabilitätsfront“ an-
getreten war, sicherte sich seinen
Einzug ins Parlament.
Auch in anderen Landesteilen

zeichnete sich ein Sieg der Funda-
mentalisten ab. Laut einer Auswer-
tung der staatlichen Nachrichten-
agentur Irna gewannen Anhänger
des konservativen Lagers im Rest
des Landesmindestens 156 der 290

Sitze imParlament. Reformpolitiker
kamenhier demnachauf 35Manda-
te. Innerhalbder Lager gibt esunter-
schiedlichepolitischeStrömungen,
ersteMachtkämpfe deuten sich be-
reits an.
Rund 61 Millionen Menschen

waren am Freitag dazu aufgerufen,
ein neues Parlament und den so-
genannten Expertenrat zu wählen,
der sich imTodesfall desmächtigen
Religionsführers mit dessen Nach-
folge befasst. Viele Menschen blie-
benausProtest denAbstimmungen
fern. In Teheran lag die Wahlbetei-
ligung inoffiziellen Daten zufolge
bei nur 24 Prozent, wie regierungs-
nahe Medien berichteten. Landes-
weit gingendemnach41Prozentder
WählerinnenundWähler andieUr-
nen – eine historisch schlechte Be-
teiligung. Unabhängig überprüfen
lassen sich die Zahlen nicht.

VON JAN DIRK HERBERMANN

GENF Schweizer Rentnerinnen und
Rentner können sich freuen. Sie
werden eine 13. Rentenzahlung im
Jahr erhalten. Eine Mehrheit von
58 Prozent der Stimmberechtigten
votierte laut Hochrechnung des In-
stitutsGFSBern fürdieRentenerhö-
hung; auch die nötige Mehrheit der
Kantone sagte demnach Ja zu mehr
Geld imAlter.Mit der Entscheidung
vom Sonntag erleidet die Regierung
eine schwere Schlappe. Die Regie-
rung,derBundesrat, hatte gegendie
Zusatzzahlung geworben. Der An-
spruch auf den jährlichen Zuschlag
kommt nun in die Verfassung und
wirdnacheinerÜbergangsfristwirk-
sam. „Ein Superzeichen für unsere
Rentnerinnen und Rentner“, sagte
Pierre-Yves Maillard, Präsident des
Schweizerischen Gewerkschafts-

bundes (SGB). Der SGBwar die trei-
bendeKrafthinterder Initiative„Für
ein besseres Leben im Alter“.
DieGewerkschafterbegründendie

Notwendigkeit einer 13. Rente aus
der staatlichen Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (AHV) vor
allemmit den steigendenKosten. In
den vergangenen Jahren hätten an-

schwellende Ausgaben für Mieten,
Krankenkassenprämien, Strom und
Lebensmittel eineganzeMonatsren-
te weggefressen. Auch Sozialdemo-
kraten und Grüne unterstützen die
Forderung.
Konkret werden die Berechtigten

jedes Jahr neben den zwölfMonats-
renten eine 13. Zahlung in gleicher

Höhe erhalten. Dieminimale jährli-
cheAltersrente fürEinzelnewirdum
1225SchweizerFranken(1277 Euro)
auf 15.925 Franken (16.598 Euro)
angehoben. Diemaximale jährliche
Altersrente für Einzelne steigt um
2450 SchweizerFranken(2569 Euro)
auf31.850Franken(33.395Euro).Die
AHVgilt alsderbedeutendstePfeiler
der Altersvorsorge in der Schweiz.
Arbeitnehmer undArbeitgeber zah-
lenein.ZudemfließenBundesgelder
undSteuern indieAHV-Kasse.Neben
derAHV-Rentebeziehendiemeisten
Schweizer im Alter Leistungen aus
einer betrieblichen Pensionskasse.
In einer zweiten Abstimmung

lehnten die Eidgenossen erwar-
tungsgemäß eine schrittweise An-
hebung des Rentenalters von 65 auf
66 Jahre ab. Danach sollte es an die
durchschnittlicheLebenserwartung
gekoppelt werden.

Schweizer genehmigen sich 13. Monatsrente
Das ist das Ergebnis einer Volksabstimmung. Für die Regierung ist es eine Schlappe, sie war dagegen.

Plakate der Initiative für die 13. Rente. FOTO: PETER SCHNEIDER/DPA
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